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Stellungnahme zur IAB/Prognos-Projektion 
„Arbeitslandschaft bis 2010“ 

Rudolf Kuda, Nikolaus Schmidt, Frankfurt*) 

Der erste Teil der Stellungnahme behandelt die prinzipielle Bedeutung von langfristigen Arbeitsmarktprojektionen. 
Hervorgehoben wird zum einen ihre Aufklärungsfunktion gegenüber der Öffentlichkeit, ihr Beitrag zur Schaffung von 
Transparenz über konkurrierende beschäftigungspolitische Optionen. Unterstrichen wird zum anderen der Aufforderungs-
charakter gegenüber wirtschafts- und tarifpolitischen Entscheidungsträgern, der Anstoß zur Orientierung auf offensive 
Konzepte für den Abbau der Arbeitslosigkeit. 
Der zweite Teil der Stellungnahme konzentriert sich auf die politische Bewertung der IAB/Prognos-Arbeitsmarktprojektio-
nen aus gewerkschaftlicher Sicht. Aus den gesamtwirtschaftlichen Projektionsergebnissen (1987-2000) zur Entwicklung des 
Arbeitsvolumens – Unterschreitung der Beschäftigungsschwelle in allen drei Varianten bei optimistischen Wachstumsan-
nahmen und vorsichtigen Produktivitätsannahmen – sowie zur Verteilung des Arbeitsvolumens – Anstieg der Erwerbstäti-
genzahl in allen drei Varianten bei Fortschreibung des Trends der Arbeitszeitverkürzung aus der Vergangenheit – wird 
globaler arbeitszeit- und wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf abgeleitet. Aus den Projektionen des sektoralen Arbeits-
kräftebedarfs wird am Beispiel der Metallindustrie (1987-2000) aus der unterdurchschnittlichen Entwicklung des Arbeitsvo-
lumens und dem Rückgang der Beschäftigtenzahl in allen drei Varianten auf zusätzlichen gezielten tarif- und strukturpoliti-
schen Handlungsbedarf geschlossen. 
Im dritten Teil der Stellungnahme wird die Problematik einer Ergänzung der vorgelegten Arbeitsmarktprojektionen durch 
eine „vierte Variante“ andiskutiert, die den Transformationsprozeß in Osteuropa und in der DDR zusätzlich zu berücksich-
tigen versucht. Einzuarbeiten wären dann – so die Autoren von der IG Metall – nicht nur theoretisch denkbare 
Wachstumsabweichungen nach oben, sondern vor allem praktisch bereits spürbare Abwanderungsprozesse vor allem aus 
der DDR und ihre notwendigen arbeitszeitpolitischen Konsequenzen für die Bundesrepublik Deutschland. 

Gliederung 
1. Zur grundsätzlichen Bewertung von Arbeitsmarktpro-

jektionen 

2. Zur politischen Bewertung der IAB/Prognos-Arbeits-
marktprojektionen 

3. Zu den Grenzen einer Ergänzungsbedürftigkeit der 
IAB/Prognos-Projektionen 

1. Zur grundsätzlichen Bewertung von Arbeitsmarkt-
projektionen 
Mit der Veröffentlichung ihrer aktualisierten und überar-
beiteten Alternativprojektionen zur „Entwicklung der 
Arbeitslandschaft nach Umfang und Tätigkeitsprofilen bis 
2010“ im allgemeinen, zur mittel- und langfristigen Ent-
wicklung des Arbeitskräftebedarfs und der Arbeitslosigkeit 
im Rahmen bedingter Vorausschätzungen im besonderen, 
haben Prognos AG und IAB einen verdienstvollen Beitrag 
zur Belebung der beschäftigungspolitischen Debatte gelei-
stet und einen bemerkenswerten Anstoß zur Entfaltung 
von gesellschaftspolitischer Kreativität gegeben. 
Im gemeinsamen Vorwort des IAB-Direktors, Prof. Dr. 
Friedrich Buttler, und des Leiters des Arbeitsbereichs mit-
tel- und langfristige Vorausschau, Dr. Wolfgang Klauder, 
wird ausdrücklich auf die Beratungs- und Warnfunktion 
derartiger wissenschaftlicher Orientierungshilfen für die 
politische Praxis verwiesen sowie auf die „Notwendigkeit 

*) Rudolf Kuda ist Leiter der Abteilung Wirtschaft beim Vorstand der IG Metall, 
Nikolaus Schmidt ist Referent für Strukturpolitik in der Abteilung Wirtschaft 
beim Vorstand der IG Metall. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autoren. 

von gegensteuernden politischen Maßnahmen etwa auf den 
Gebieten der Beschäftigungs- und der Arbeitsmarktpolitik, 
die ungünstige Projektionsergebnisse gar nicht eintreffen 
lassen“. Damit ist die maßgebliche Zielsetzung der Pro-
gnos/IAB-Projektionen zumindest angedeutet. Sie besteht 
in der Aufklärungsfunktion gegenüber einer demokrati-
schen Öffentlichkeit ebenso wie im Aufforderungscharak-
ter gegenüber den wirtschafts- und tarifpolitischen Hand-
lungs- und Entscheidungsträgern. 
Beide Aufgaben haben schon in der Vergangenheit die 
Erarbeitung und die Publikation der Alternativprojektio-
nen zur Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs im Zeitraum 
1982-2000 wenigstens teilweise erfüllt: 
Die damaligen Modellrechnungen hatten mitgeholfen, in 
der Öffentlichkeit das Bewußtsein von der Dringlichkeit 
politischer Initiativen und Interventionen zur Verwirkli-
chung des Vollbeschäftigungsziels dadurch zu vertiefen, 
daß sie der Legende von einem Automatismus zum Abbau 
der Arbeitslosigkeit den Boden entzogen. 
Die seinerzeitigen Modellrechnungen hatten darüber hin-
aus dazu beigetragen, in Teilbereichen des politischen 
Spektrums, im gewerkschaftlichen Rahmen und im gesell-
schaftlichen Raum, die Entschlossenheit zur Durchsetzung 
arbeitszeitpolitischer Ziele zu fördern und das Engagement 
für konzeptionelle Vorstöße auf dem Feld der wirtschafts-
und strukturpolitischen Alternativen zur Ideologie von den 
sogenannten Selbstheilungskräften der Marktwirtschaft zu 
erweitern. 
Beide Funktionen, der Aufklärungscharakter in der 
Öffentlichkeit und der Aufforderungscharakter an die Poli-
tik, gewinnen in der Gegenwart erheblich an Bedeutung: 
Das ist der Fall, weil maßgebliche Kräfte im Arbeitgeberla- 
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ger eine „rational begründete Politik“ etwa auf dem Gebiet 
der tariflichen Arbeitszeitverkürzung „wissenschaftlich 
fundierten Orientierungshilfen“ für die Zukunft und empi-
rischen Erfahrungen aus der Vergangenheit zum Trotz 
dadurch zu hintertreiben versuchen, daß sie die positiven 
Beschäftigungseffekte der allgemeinen Wochenarbeitszeit-
verkürzung rundweg zu leugnen versuchen. 
Das ist aber auch der Fall, weil die Gefahr einer Gewöh-
nung an die Massenarbeitslosigkeit und das Risiko der 
Gleichgültigkeit gegenüber ihren alarmierenden materiel-
len und immateriellen Folgen für die Betroffenen und für 
die Bevölkerung in großen Teilen der Gesellschaft eher 
zugenommen hat. 
Daraus ergibt sich aber auch die Notwendigkeit, die Inter-
pretation der neugefaßten Modellrechnungen bzw. Alter-
nativprojektionen nicht zum Gegenstand diplomatischer 
Kompromisse zwischen offenkundig konfliktorischen 
beschäftigungspolitischen Interessen verkommen zu lassen, 
sondern sie umgekehrt für die Schaffung von Transparenz 
über konkurrierende beschäftigungspolitische Optionen 
nutzbar zu machen. 
Dementsprechend ist das Angebot des IAB an die in der 
Selbstverwaltung der Bundesanstalt für Arbeit vertretenen 
gesellschaftlichen Gruppen zur Vorlage kommentierender 
Beiträge aus ihrer Sicht nur zu begrüßen. Dabei sollten 
jedoch nach gewerkschaftlicher Auffassung die prinzipiel-
len Bestimmungsgründe zumindest im Stadium einer ersten 
Stellungnahme im Vordergrund stehen, damit die inhaltli-
che Differenzierung im Detail nicht die politische Orientie-
rung auf offensive Konzepte für den Abbau der Arbeitslo-
sigkeit über die Projektionsergebnisse hinaus in den Hin-
tergrund drängt. 

2. Zur politischen Bewertung der IAB/Prognos-
Arbeitsmarktprojektionen 

Das IAB betont zu Recht, daß der Gegenstand der vorge-
legten Vorausschätzungen die längerfristigen Grundten-
denzen der Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung 
und nicht konjunkturelle oder sonstige kurzfristige 
Schwankungen sind. Infolgedessen verbietet sich eine iso-
lierte Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der Zwi-
schenphase 1987-95 und deren Problematisierung anhand 
der Boomphase 1988/89 schon von der prinzipiellen Logik 
des Projektionsansatzes her. Umgekehrt könnte eine aus-
schließliche Fixierung auf die Endphase des Untersu-
chungszeitraums im Jahre 2010 – von den Autoren gewiß 
ungewollt – der im konservativen Spektrum noch immer 
weitverbreiteten Neigung zu beschäftigungspolitischer 
Abstinenz noch Auftrieb geben. Dementsprechend kon-
zentrieren sich die folgenden Bemerkungen, soweit sie sich 
auf quantifizierte Aussagen der Projektion beziehen, auf 
die zwischen beiden extremen Positionen angesiedelte 
Zeitspanne 1987-2000. 
(1) Einen ersten fundamentalen Komplex der Arbeits-
marktprojektionen, der für gesellschaftliches Problembe-
wußtsein und politische Handlungsanleitung gleicherma-
ßen von Belang ist, bildet die Entwicklung des Arbeitsvolu-
mens, die sich aus den Wachstumsraten der Produktion 
und den Steigerungsraten der Produktivität ergibt. 
Dabei sind die alternativen Wachstumsannahmen für die 
Gesamtwirtschaft in den IAB/Prognos-Projektionen durch-
aus optimistisch angesetzt. Ihre Untergrenze für die Phase 

1987-2000 (+ 1,9% pro Jahr) entspricht der tatsächlichen 
Entwicklung im Referenzzeitraum 1973-87. Ihre Band-
breite, die von + 1,9% pro Jahr bis + 2,9% pro Jahr in 
1987-2000 reicht, liegt durchgängig über den realen Ergeb-
nissen im Durchschnitt 1980-87 (+ 1,4% pro Jahr). Eine 
gelegentlich mit Blick auf die konjunkturell bedingten weit 
überdurchschnittlichen gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tunisraten in 1988/89 eingeforderte Revision der Wachs-
tumsprojektionen nach oben muß dementsprechend als 
abseitig betrachtet werden. 
Gleichzeitig sind die alternativen Annahmen für den mit-
telfristigen Anstieg der Stundenproduktivität in der 
Gesamtwirtschaft durchaus vorsichtig quantifiziert worden. 
Ihre Untergrenze für den Zeitraum 1987-2000 (+ 2,7% 
pro Jahr) deckt sich mit dem durchschnittlichen Produktivi-
tätszuwachs in der Referenzperiode 1973/87. Ihre Band-
breite, die bis zu 3,3% pro Jahr in der oberen Variante 
reicht, liegt ausnahmslos über dem durchschnittlichen Pro-
duktivitätsanstieg in 1980-87 (+ 2,2%). Ihr Wahrschein-
lichkeitsgrad wird durch die fortschreitende Umstrukturie-
rung zugunsten des Dienstleistungssektors nicht in Frage 
gestellt, bei dem in großen Bereichen mit einer eher 
beschleunigten Erschließung von Rationalisierungsreser-
ven zu rechnen ist. Ihr Realitätsgehalt wird durch die 
strukturellen Änderungen des Produktionsapparats im 
industriellen Bereich gestützt, bei dem sich zwei Trends 
gegenseitig ergänzen: 
Auf der einen Seite haben die massiven Rationalisierungs-
prozesse der Vergangenheit zu einer erhöhten Elastizität 
der vorhandenen Kapazitäten geführt. Damit wurde Raum 
für zusätzliche Produktivitätssteigerungen trotz der aktuell 
hohen Kapazitätsauslastung geschaffen. 
Auf der anderen Seite werden die zuletzt erhöhten Erwei-
terungsinvestitionen am Beginn der 90er Jahre und darüber 
hinaus allmählich wirksam. Damit sind zusätzliche Produk-
tivitätsspielräume im Rahmen der erweiterten Kapitalaus-
stattung vorhanden. 
Eine Revision der Produktivitätsprojektionen nach unten 
muß folglich erst recht als abwegig angesehen werden. 
Aus den Wachstums- und Produktivitätszenarien der vor-
gelegten Projektionen aber errechnet sich für 1987-2000 
ein beträchtlicher Rückgang des gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitsvolumens, nämlich 
- um rd. 5 Prozent in der oberen Variante 
- um rd. 7,5 Prozent der mittleren Variante 
- um rd. 10 Prozent in der unteren Variante. 
Anders ausgedrückt: In keiner der Alternativrechnungen 
wird bis zum Ende des Jahrtausends die sogenannte 
Beschäftigungsschwelle auch nur annähernd erreicht. 
Damit ist zunächst die „Warnfunktion“ der Projektionen 
deutlich gemacht. 

(2) Einen zweiten zentralen Komplex der Modellrechnun-
gen, der für die Entwicklung von gesellschaftlicher Solida-
rität mit den Arbeitslosen und für die Entfaltung von 
politischem Handlungswillen für die Arbeitslosen konstitu-
ierend werden soll, stellt die Verteilung des Arbeitsvolu-
mens dar. Sie hängt von der Entwicklung der Arbeitszeit je 
Beschäftigten ab und führt zur Projektion der Beschäftig-
tenzahlen hin. 
Hier ist der Veröffentlichung der Modellrechnungen nicht 
mehr direkt zu entnehmen, inwieweit die eingerechnete 
Arbeitszeitverkürzung auf eine Verkürzung der tariflichen 
(Wochen-)Arbeitszeit einerseits, auf eine Verkürzung der 
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effektiven Arbeitszeit, etwa durch die Ausdehnung von 
Teilzeitarbeit, andererseits zurückgeht. Dies mag ange-
sichts der politischen Sensibilität des Themas verständlich 
sein, muß jedoch angesichts der unbestreitbaren beschäfti-
gungs- und einkommenspolitischen Vorteile der generellen 
Wochenarbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich 
als bedauerlich bezeichnet werden. Es wird nur unvollstän-
dig dadurch korrigiert, daß sich grobe Anhaltspunkte für 
die untergeordnete Rolle der Teilzeitarbeit in den Projek-
tionen aus den angenommenen Teilzeitquoten (vgl. Text-
band S. 54) indirekt ableiten lassen. 
Hier läßt die Publikation der Projektion jedoch gleichzeitig 
erkennen, daß der vorsichtige Ansatz der Arbeitszeitver-
kürzung – fortgeschrieben wurden lediglich die bisherigen 
Trends der Jahresarbeitszeit aus dem Referenzzeitraum -
der maßgebliche Grund für steigende Erwerbstätigenzah-
len trotz sinkenden Arbeitsvolumens in allen drei vorgeleg-
ten Alternativrechnungen ist. Es gehört zu den wichtigsten 
Verdiensten der Veröffentlichung, 
- daß sie zwar jede Empfehlung zur Arbeitszeitverkürzung 
an die Tarifvertragsparteien strikt vermeidet und damit die 
Errungenschaft der Tarifautonomie achtet; 
- daß sie aber gleichzeitig den beschäftigungspolitischen 
Nutzen der Arbeitszeitverkürzung nicht verschweigt. 
Insofern wird die Projektion auch ihrer „Beratungsfunk-
tion“ durchaus gerecht. 

Hier machen die Alternativprojektionen aber auch deut-
lich, daß der – vor allem arbeitszeitbedingte – Anstieg der 
Erwerbstätigenzahl nicht ausreicht, um das Vollbeschäfti-
gungsziel bis zum Ende des Jahrtausends auch nur annä-
hernd zu verwirklichen. 
Das ist der Fall, obwohl der publizierte Text die angenom-
mene Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials 
(einschl. „stiller Reserve“) nicht ausweist und damit die 
tatsächliche Zahl der Arbeitssuchenden (registrierte 
Arbeitslose plus stille Reserve) nicht erkennbar macht, die 
hinter den verschiedenen Projektionen stehen muß. Hier, 
bei der Einbeziehung des Erwerbspersonenpotentials in die 
Modellrechnungen und der realistischen Abschätzungen 
seiner zukünftigen Entwicklung besteht Ergänzungsbedarf. 
Das ist der Fall, weil der veröffentlichte Text immerhin -
z. B. für das Jahr 2000 – die Gegenüberstellung der 
Erwerbspersonenzahlen sowie der Erwerbstätigenzahlen 
aus den drei Modellrechnungen ermöglicht und damit das 
drohende Ausmaß der registrierten Arbeitslosigkeit ableit-
bar macht. Sie läge im Jahr 2000 immer noch 
- in der oberen Variante bei rd. 1,5 Millionen 
- in der mittleren Variante bei rd. 1,9 Millionen 
- in der unteren Variante bei rd. 2,4 Millionen. 

Daraus kann aus gewerkschaftlicher Sicht geschlossen wer-
den, daß die Verantwortung für die Vollbeschäftigung 
nicht an die aktive Tarifpolitik und allgemeine Arbeitszeit-
verkürzung allein delegiert werden darf. 
Daraus muß von allen gesellschaftlichen Gruppen die 
Unabdingbarkeit des politischen Drucks zugunsten einer 
ökologischen und sozialen Erneuerung der bundesrepubli-
kanischen Wirtschaft im allgemeinen, von öffentlichen Pro-
grammen für gesellschaftliche Zukunftsinvestitionen im 
besonderen geschlußfolgert werden. 
(3) Ein dritter Bereich der Modellrechnungen, der zu ent-
schlossenen beschäftigungspolitischen Aktivitäten und zu 
gezielten strukturpolitischen Initiativen ermuntert, sind die 
„Konsequenzen für den sektoralen Arbeitskräftebedarf, 
vor allem für die industriellen Kernsektoren mit über-
durchschnittlichen Beschäftigungsrisiken“. Diese These 
wird, um den vorgegebenen Rahmen einer ersten Stellung-
nahme nicht zu sprengen, lediglich am Beispiel der 
Metallindustrie wenigstens illustriert: 
Anders als in der Gesamtwirtschaft reicht in der Metallin-
dustrie das unterstellte Tempo der Arbeitszeitverkürzung 
nicht aus, um den Rückgang des Arbeitsvolumens auszu-
gleichen. 
Anders als in der Gesamtwirtschaft wäre dementsprechend 
in allen drei Modellrechnungen für die Metallindustrie 
(einschl. Stahl) im Zeitraum 1987-2000 mit einem gravie-
renden Rückgang der Beschäftigtenzahlen zu rechnen, und 
zwar 
- in der oberen Variante um rd. 5% ( - 226 000) 
- in der mittleren Variante um rd. 7% (- 350 000) 
- in der unteren Variante um rd. 10% (- 492 000). 

Damit ist die Metallindustrie eines der Beispiele, wo die 
Warnfunktion der Projektionen konkrete Hinweise auf 
einen überdurchschnittlichen beschäftigungspolitischen 
Handlungsbedarf in den Betrieben und auf gravierenden 
strukturpolitischen Umstellungsbedarf in den Regionen lie-
fert. 
Damit ist die Metallindustrie zugleich insofern ein exem-
plarischer Fall für den Aufforderungscharakter der Projek-
tion, als sie 
- gegenüber den Tarifparteien die Dringlichkeit arbeits-
zeitpolitischer Reduzierung, 
- gegenüber Konzernen und Kommunen, Parteien und 
Politikern, Wirtschaftsministerien und Arbeitsämtern die 
Notwendigkeit strukturpolitischer Gestaltung wenigstens 
mittelbar unterstreicht. 

3. Zu den Grenzen einer Ergänzungsbedürftigkeit der 
IAB/Prognos-Projektionen 
Die entscheidende Bedingung dafür, daß aus den Modell-
rechnungen von IAB/Prognos operationeller Nutzen gezo-
gen werden kann, ist nicht die Konstruktion eines modell-
theoretischen Ergänzungsbedarfs durch eine gesellschaftli-
che Gruppe, durch die Arbeitgeber, sondern die Koopera-
tion aller gesellschaftlichen Gruppen bei der Deckung des 
unbestreitbaren beschäftigungspolitischen Handlungsbe-
darfs. 
Das IAB hat gleichwohl die Ergänzung der drei vorliegen-
den Projektvarianten durch eine vierte Variante für den 
Zeitraum bis 1995 oder 2000 zur Diskussion gestellt: 

Hier, bei der energischen Eindämmung der Massenarbeits-
losigkeit, besteht umfassender Handlungsbedarf:

Ein unbrauchbares und irreführendes Motiv wäre das 
denkbare Unbehagen eines Teils der Arbeitgebervertreter 

  

MittAB 1/90 139 



an den vorhandenen Modellrechnungen und deren 
beschäftigungspolitischen Implikationen sowie deren Inter-
esse an einer Verdrängung oder Vertagung des nachgewie-
senen arbeitsmarktpolitischen Interventionsbedarfs durch 
eine sogenannte „optimistische Variante“. 
Ein brauchbares und weiterführendes Motiv könnte aller-
dings der Transformationsprozeß in Osteuropa im allge-
meinen, die Öffnung der Grenzen zur DDR im besonderen 
abgeben. Beides war bei der Erarbeitung der vorgelegten 
Projektionen noch nicht zu berücksichtigen. 
In diesem Fall wären allerdings nicht nur die theoretisch 
denkbaren wachstumspolitischen Abweichungen nach 
oben einzuarbeiten. Sie können sich aus zusätzlichen staat-
lichen Investitions- und Bauprogrammen in der Bundesre-
publik ebenso ergeben wie aus den erweiterten Absatz-
möglichkeiten vor allem der bundesrepublikanischen Inve-
stitionsgüterhersteller auf den Märkten Osteuropas und in 
der DDR. Sie müssen durch die Integration von Übersied-
lern und Aussiedlern in das bundesrepublikanische 
Beschäftigungssystem gesichert werden, die nicht über 
Verdrängungswettbewerb auf den heimischen Arbeits-
märkten zu realisieren ist. 
In diesem Falle dürfte umgekehrt der heute schon spürbare 
beschäftigungspolitische Druck nicht ausgeklammert blei-
ben, der aus dem gegenwärtigen Zustrom von Erwerbsper- 

sonen in die Bundesrepublik resultiert und durch realisti-
sche Wanderungsannahmen zu präzisieren wäre. Dement-
sprechend wären vor allem die praktisch notwendigen 
arbeitszeitpolitischen Abweichungen nach unten, d. h. 
Annahmen und Auswirkungen eines beschleunigten Tem-
pos der allgemeinen Arbeitszeitverkürzung gegenüber den 
veröffentlichten Projektionen, einzuarbeiten. 

Darauf hat z. B. das Berliner DIW mit ungewohnter Deut-
lichkeit verwiesen: „Durch die Öffnung der DDR-Grenze 
wird sich der Angebotsdruck auf dem Arbeitsmarkt erhö-
hen und das Problem der Arbeitslosigkeit verschärfen. 
Eine offensive Wachstumspolitik ist deshalb unverzichtbar. 
Sie wird aber nicht ausreichen, die Probleme am Arbeits-
markt zu lösen. Auch deshalb werden Arbeitszeitverkür-
zungen in der kommenden Tarifrunde eine wichtige Kom-
ponente sein. Mittlerweile ist weitgehend unbestritten, daß 
arbeitszeitverkürzende Maßnahmen, wie sie in der jüng-
sten Vergangenheit vereinbart worden sind, positive 
Beschäftigungseffekte haben“ (vgl. DIW-Wochenbericht 
vom 11. 1. 1990, S. 26). 

Erst unter dieser Voraussetzung würde sich durch eine 
vierte Variante – so das Vorwort der IAB-Verantwortli-
chen – tatsächlich „die Aussagekraft der Projektionen für 
wichtige Handlungsfelder, wie berufliche Beratung, Bil-
dungs- und Personalpolitik weiter erhöhen“. 
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